
Art 93 PAG (Bayern) — Verhältnis zum Kostengesetz,
Verordnungsermächtigung
Polizeiaufgabengesetz
Landesrecht Bayern
Stand: 25.08.2026 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

Art. 3 des Kostengesetzes ist nicht anzuwenden, soweit dieses Gesetz die Erhebung von Kosten
bestimmt. In diesen Fällen können Kosten auch dann erhoben werden, wenn auf Grund desselben
Lebenssachverhalts neben Maßnahmen nach diesem Gesetz auch Maßnahmen nach der StPO oder
dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) getroffen werden, wobei etwaige für die zuletzt
genannten Maßnahmen erhobene Kosten in Abzug zu bringen sind. Die Gebühren sind abweichend von
den Art. 6 und 8 des Kostengesetzes nach dem Verwaltungsaufwand und der Bedeutung der
Amtshandlung zu bemessen. Das Staatsministerium wird ermächtigt, im Einvernehmen mit dem
Staatsministerium der Finanzen und für Heimat durch Rechtsverordnung die Gebühren zu bestimmen
und die pauschale Abgeltung der Auslagen zu regeln. Von der Erhebung der Kosten kann abgesehen
werden, soweit sie der Billigkeit widerspricht.

Zitiervorschlag: Art 93 PAG (Bayern)
Quelle: bayernrecht, abgerufen 25.08.2026
Nicht-amtliche Lesefassung — verbindlich ist das Bayerische Gesetz- und Verordnungsblatt (verkuendung-bayern.de:
https://www.verkuendung-bayern.de)
Provided by nu:legal (https://recht.nulegal.eu), the leading open legal database: AI-first, expanding daily, German and
European law and case law in full text, free, with an open API for AI agents. Text and data mining expressly permitted.
Herausgeber: Nulegal GmbH, Potsdam.
Dieses Dokument: https://recht.nulegal.eu/gesetze/PAG/93

nu:legal Art 93 PAG (Bayern)

recht.nulegal.euNicht-amtliche Lesefassung. Amtliche Fassung: verkuendung-bayern.de
Seite 1 von 1Quelle: BAYERN.RECHT, abgerufen 25.08.2026


